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1 EINLEITUNG

1.1 Problemstellung und Zielsetzung

„Eichels Geschenkpaket für die Immobilienbranche“ – 

so titelte Die Welt am 06. Januar 2000 bezugnehmend auf die angekündigten Pläne zur

Reform der Unternehmensbesteuerung.1 Daraus könnte man den Schluss ziehen, dass

die Steuerreform vor allem der Immobilienbranche wesentliche Verbesserungen bringen

sollte.

Am 14.07.2000 hat der Bundesrat der Unternehmenssteuerreform überraschend zuge-

stimmt und so endgültig den Weg für das Steuersenkungsgesetz (StSenkG) geebnet,2

welches am 01.01.2001 in Kraft trat.3 Gleichzeitig wurden damit eine ganze Reihe von

Änderungen wirksam, die erhebliche Auswirkungen auf alle Unternehmen haben wer-

den.4 Die Steuerreform war seit langem Gegenstand der politischen und wissenschaftli-

chen Diskussion5 und mehrfach Ursache heftiger Kontroversen. Nachdem sich die Par-

teien immer wieder gegenseitig blockierten, besteht nun zumindest Planungssicherheit

für Unternehmen und Privatpersonen. Im Bereich der Unternehmensbesteuerung ver-

folgte die Regierung in erster Linie das Ziel einer rechtsformneutralen Besteuerung.6

Darüber hinaus sollten „fragwürdige Sonderregelungen“ und Steuervergünstigungen

abgebaut werden, 7 um mehr Transparenz im Steuersystem zu erreichen.8 

Die Immobilienwirtschaft wurde zwar in der Gesetzesbegründung und auch in der öf-

fentlichen Diskussion nicht explizit als ein Bereich mit besonderem Regelungsbedarf

genannt. Trotzdem stehen Immobilien und Steuern seit jeher in einem besonders engen

                                                
1 Zitelmann (2000), o.S.
2 Die Zustimmung mehrerer Bundesländer erfolgte nur unter der Maßgabe, dass zwei gleichzeitig verab-

schiedete Entschließungsanträge später im Rahmen des Steuersenkungsergänzungsgesetzes
(StSenkErgG) umgesetzt werden sollten. Vgl. zum Entwurf des StSenkErgG: BT-Drucksache 4217.

3 Vgl. StSenkG, BGBl. 2000 I vom 23.10.2000, S.1466; siehe auch Seifert (2000), S.756; Pelka (2000),
S.389.

4 Vgl. o.V. (2000a), S.307-311; Seifert (2000a), S.786-788.
5 Vgl. PwC (2000), S.17.
6 Vgl. BT-Drucksache 14/2683 vom 15.02.2000, S.94; BT-Drucksache 14/3074 vom 30.03.2000, S.1;

siehe auch Riotte (2000), S.6.
7 Vgl. BMF (2000a), S.1.
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Abhängigkeitsverhältnis zueinander. So war die Immobilie in Deutschland, auch auf-

grund ihrer großen volkswirtschaftlichen Bedeutung, ein ständiges Objekt der Steuerge-

setzgebung. Der Staat griff auf diese Weise immer wieder lenkend in den Immobilien-

markt ein.9 Folglich ist jede Veränderung im steuerlichen Bereich oft auch von großer

Bedeutung für die Immobilienwirtschaft und beeinflusst etwaige Investitionsentschei-

dungen erheblich.10 Nicht zuletzt Paragraph 2b EStG, der im Rahmen des Steuerentla-

stungsgesetzes geändert wurde und die Verunsicherung am Anlagemarkt, die damit ein-

herging, hat auf deutliche Weise die Abhängigkeit bestimmter Bereiche der Immobili-

enwirtschaft von den steuerlichen Rahmenbedingungen unter Beweis gestellt.11 Darüber

hinaus sind Immobilien von großer Bedeutung bei der Geldanlage.12 Durch ihre hohe

Sachwertsicherheit sind sie vor allem als langfristiges Investment immer gefragt.13

Vor diesem Hintergrund verfolgt die Arbeit das Ziel, zu untersuchen, inwieweit die

zahlreichen Änderungen der einzelnen gesetzlichen Regelungen, die das StSenkG mit

sich brachte, die Immobilienbranche tangieren und welche Folgen sich durch die Ver-

änderungen ergeben werden. Außerdem sollen für verschiedene Situationen Möglich-

keiten aufgezeigt werden, wie durch eine gezielte organisatorische und rechtliche Aus-

oder Umgestaltung des Unternehmens oder einzelner Projekte die neuen Bestimmungen

zum Vorteil der Gesellschaft und der Anteilseigner genutzt werden können. Dabei wer-

den insbesondere die Auswirkungen auf die Immobilienwirtschaft betrachtet. Da aber

auch zahlreiche Anlageentscheidungen privater Investoren im Immobilienbereich an die

steuerlichen Rahmenbedingungen gekoppelt sind und somit das Wohl und Wehe der

einzelnen Immobilieninvestoren an dieser Stelle entscheidend mit beeinflusst wird,

kann die Ebene der Kapitalanleger nicht außer Acht gelassen werden.14 In diesem Zu-

sammenhang soll der Frage nachgegangen werden, ob eine Verschiebung in der Gunst

der Anleger bei der Vergabe von Geldern zum Vor- oder Nachteil einzelner Immobi

                                                                                                                                              
8 Vgl. zu den Zielen der Reform auch Abschnitt 2.2.
9 Vgl. Feinen (2000), S.37.
10 Vgl. Landowsky (2000), S.31.
11 Vgl. Feinen (2000), S.39.
12 So waren laut Bone-Winkel 1996 ca. 300 Milliarden DM von institutionellen Investoren in Immobilien

investiert. Allein im Jahr 1999 kamen laut einer Studie von Bulwien bei den verschiedenen institutio-
nellen Immobilieninvestoren noch einmal über 42 Milliarden DM hinzu. Vgl. hierzu Schulte/Hupach
(2000), S.8; Leykam (2000), S.4.

13 Vgl. Schütz (1999), S.16.
14 So erlebten die geschlossenen Immobilienfonds nach der Einführung der Sonder-Abschreibung Ost im

Jahr 1991 wegen der deutlich erhöhten Verlustzuweisungsmöglichkeiten eine enorme Nachfragestei-
gerung, die mit Einführung des §2b EStG abrupt endete.


